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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz) vom 27. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 523) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
und des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 
26. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1393) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bund beteiligt sich an der Finan- 
zierung des von den Ländern mit öffentlichen 
Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbaues. 
In den Rechnungsjahren 1957 bis einschließ- 
lich 1961 stellt der Bund hierfür einen Betrag 
von mindestens 700 Millionen Deutsche Mark 
im Bundeshaushalt zur Verfügung-, vom Rech- 
nungsjahr 1962 ab stellt der Bund jährlich 
einen Betrag im Bundeshaushalt zur Ver- 
fügung, der sich, vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten des § 88 Abs. 3, gegenüber dem vorbe- 
zeichneten Betrage je Rechnungsjahr um 
70 Millionen Deutsche Mark verringert." 

2. In § 27 Abs. 1 werden die Worte „2400 
Deutsche Mark" in „3600 Deutsche Mark" und 
die Worte „3600 Deutsche Mark" in „4800 
Deutsche Mark" geändert. 

3. § 101 erhält folgende Fassung: 

.§ 101 

Sondervorschriften für die Stadtstaaten 
und die Großstädte 

(1) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, für die Länder Berlin, Ham- 


burg und Bremen sowie — im Einvernehmen 
mit den Ländern — für die Städte mit mehr 
als 100 000 Einwohnern Abweichungen von 
den Bestimmungen des § 26 Abs. 1 und des 
§ 30 Abs. 1 zuzulassen. Derartige Abweichun- 
gen können im Einvernehmen mit den Län- 
dern auch für Siedlungsgebiete mehrerer Ge- 
meinden zugelassen werden, die in Verbin- 
dung mit Industrieanlagen dicht besiedelt sind 
und zusammen mehr als 100 000 Einwohner 
umfassen. 

(2) Berlin und die Freie und Hansestadt 
Hamburg gelten für die Anwendung dieses 
Gesetzes auch als Gemeinden." 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 12. Februar 1958 

Ollenhaiier und Fraktion 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



